
 
 

20 Mio. Euro staatliche Gelder für neue Gewächshäuser: 

Orientierung hin zu Großanlagen und fehlende 
Nachhaltigkeitskriterien überschatten Initiative zu mehr 

Obst- und Gemüseanbau in Luxemburg 

 
Rezent deponierte Landwirtschaftsministerin Martine Hansen ein Gesetzesprojekti zur 
Diversifizierung der Landwirtschaft. Ziel ist es, den geringen Selbstversorgungsgrad Luxemburgs an 
Obst und Gemüse zu erhöhen. Dabei will das Ministerium – mittels einem „appel à projets“ – 20 Mio. 
Euro Fördergelder vergeben, damit neue Gewächshausanlagen für den Anbau von Tomaten, 
Erdbeeren & Co. errichtet werden.  

Grundsätzlich ist es begrüßenswert, dass die Regierung für die Diversifizierung der Landwirtschaft 
zusätzliche Fördergelder bereitstellt. Es ist in der Tat überfällig, dass der Gemüse- und Obstanbau in 
Luxemburg ausgebaut wird, damit weniger Produkte aus ausländischem Anbau importiert werden 
müssen und die Landwirtschaft vielfältiger und damit resilienter aufgestellt wird. 

Auch der Mouvement Ecologique setzt sich seit Jahrzehnten für eine Diversifizierung der 
Landwirtschaft und einen verstärkten Gemüseanbau ein, insofern mag diese Regierungsinitiative auf 
den ersten Blick positiv erscheinen. 

Die Ausrichtung des staatlichen Projektes erlaubt es aber nicht, die Ziele einer Stärkung einer 
kleinräumigen, mittelständigen und nachhaltigen Landwirtschaft zu erreichen. Insofern wird die 
positive Tatsache, dass die Thematik endlich aufgegriffen wird, von der problematischen Ausrichtung 
des Gesetzesprojektes überschattet, wie folgende Analyse aufzeigt.  

 

Förderung einer kleinräumigen und mittelständigen (familiengebundenen) 
Landwirtschaft oder wirtschaftliche Förderung der Agro-Industrie?  

In Artikel 2. ist vorgesehen, dass 20 Mio. € zur Förderung zur Verfügung stehen. Dabei übernimmt 
der Staat 40 % der betrieblichen Investitionskosten (55% im Falle eines Junglandwirtes) mit einem 
festgelegten Mindestförderbetrag von 1 Mio. und einem maximalen Förderbetrag von 12 Mio. Euro 
pro Projekt. 



Der Staat hat – diesen Modalitäten zufolge – demnach die Absicht, in erster Linie größere 
Gewächshäuser mit einem Kostenpunkt von mindestens 2,5 Mio. € zu fördern! Im „commentaire 
des articles“ wird sogar explizit angeführt, dass diese Untergrenze festgelegt wurde, da zu kleine 
Projekte nicht im Rahmen dieses „appel au projet“ gefördert werden sollen.  

Stellt sich die Frage, warum das Ministerium in diesem Rahmen nur derart große Anlagen 
unterstützen möchte. 

Gerade junge Menschen, welche sich um eine Existenzgründung bemühen, gehen hier aufgrund der 
extrem hoch angesetzten Investitionskosten leer aus. Ebenso wie bestehende familiäre 
Landwirtschaftsbetriebe/Betriebe in Generationsübernahme, welche nach einer Diversifizierung 
ihrer Aktivitäten suchen! 

Liegt aber nicht die Zukunft der Luxemburger Landwirtschaft in einer mittelständischen, 
kleinräumigen Landwirtschaft bzw. im Aufbau von Modellen wie jenem der „solidarischen 
Landwirtschaft“? Soll nicht auch durch den Gemüseanbau eine weitere Erwerbsquelle für hiesige 
Landwirtsbetriebe entstehen und somit auch kleinere / mittlere Gewächshäuser und Anlagen 
verstärkt gefördert werden? 

Das alleinige Ziel soll doch nicht sein, nur auf Biegen und Brechen die Versorgung mit 
luxemburgischem Gemüse voranzutreiben, sondern vielmehr auch die Strukturen der regionalen 
Landwirtschaft bzw. Garten- und Obstbaus weiter zu entwickeln und zu festigen.  

Dieses Ziel wird bei dem vorliegenden Gesetzesentwurf aufgrund der festgelegten und mangelnden 
Kriterien verfehlt. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die Vergabe der Gelder an den Status 
„aktiver Landwirt“ gebunden ist. Es besteht vielmehr das Risiko, dass vor allem einige wenige 
Großprojekte der Lebensmittelindustrie staatlich gefördert werden. 

Notwendig wären deshalb zusätzliche Förderungen und Unterstützung, die sich weitaus stärker an 
einer bäuerlichen Landwirtschaft orientiert und nicht ausschließlich Großanlagen zugutekommt. 

 

Vergabe von Fördergeldern an Vorgaben im Anbau binden! 

Hinzu kommt, dass im Gesetz absolut keine Vorgaben betreffend die Anbaumethoden definiert 
werden. Dies erscheint in Zeiten der Biodiversitäts- und Klimakrise, der Verknappung der Ressource 
Wasser, den mit Dünger- und Pestizideinsatz verbundenen Problemen geradezu fahrlässig. 

Im Artikel 2. des Gesetzesprojektes steht ausschließlich die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit als 
Ausschlusskriterium: „Seuls sont admis à la sélection les projets dont la viabilité économique est 
démontrée et dont le financement est assuré“, ergänzt durch den nicht näher erläuterten Zusatz: „La 
sélection est opérée sur la base de la durabilité du projet“. (Fettdruck durch Mouvement Ecologique) 

Fragen, die auch ökologische sowie soziale Aspekte sowie den Anbau betreffen, werden lediglich 
äußerst summarisch im „commentaire des articles“ angeführt. Dabei lautet die lapidare Aussage wie 
folgt: 

« Ensuite il est procédé, parmi les projets admis à la sélection, à une sélection des projets pour 
lesquels une aide est accordée. Le critère de sélection est la durabilité du projet avec ses trois 
composantes : la composante environnementale qui met en avant l’utilisation respectueuse des 
ressources et la gestion des déchets, la composante économique qui met l’accent sur 
l’augmentation du taux d’autosuffisance d’un produit déterminé, la croissance économique et 



l’emploi, et enfin la composante sociale qui valorise la justice sociale, la sécurité et la santé des 
personnes. » 
 

- Die Art und Weise, wie Umweltaspekte bei einem staatlichen Projekt nicht geregelt werden, 
ist geradezu fahrlässig: 
Im Gesetz selbst ist zwar die Rede davon, dass die „durabilité“ des Projektes gegeben sein 
muss. Was aber darunter zu verstehen ist, wird nicht dargelegt. Weder im Gesetz selbst 
noch im „commentaire des articles“. Die wirtschaftliche „durabilité“? Oder aber jene aus 
ökologischer Sicht? Und wenn es die ökologische „durabilité“ wäre, was genau verstehen die 
Autoren darunter? Dieser Begriff dürfte doch sehr unterschiedlich interpretiert werden …. 
 

- Im « commentaire des articles » wird zwar von der „utilisation respectueuse des ressources“ 
und der „gestion de déchets“ gesprochen (ohne dass das Wort « durabilité » übernommen 
würde). Aber diese Umschreibung kann nicht als ausreichend konkrete Ausführung 
angesehen werden. Was genau ist darunter zu verstehen? Welche Ressourcen? Und was 
bedeutet ein „respektvoller Umgang“ mit den Ressourcen? Verschiedene Akteure werden 
diesen wohl anders auslegen …. Ein Gesetz muss klarere Richtlinien beinhalten und die 
Interpretation nicht den staatlichen Stellen oder aber Gerichtsinstanzen überlassen. 

 
Es ist nach Ansicht des Mouvement Ecologique aus diversen Gründen unerlässlich, klare 
Kriterien für die Fördervergabe im Gesetz zu verankern: 

- Aus Transparenzgründen – immerhin hängt vom Respekt dieser Kriterien die Vergabe von 
hohen Förderbeträgen ab – müssen die Kriterien eindeutig im Gesetz selbst verankert 
werden und nicht der Einschätzung der zuständigen Stellen überlassen werden. Nur so kann 
auch eine gewisse Willkür verhindert werden, nur dann weiß ein Antragsteller an was er sich 
zu halten hat (stellt sich zudem die Frage, ob die nunmehr gewählte Vorgehensweise 
überhaupt haltbar ist aus juristischer Sicht) 
 

- In Zeiten der ökologischen Krise gilt es zudem sicherzustellen, dass mit Steuergeldern die 
bestmöglichen Anbaumethoden aus Nachhaltigkeitssicht gefördert werden; 
 

- Vordringliches Ziel muss es sein, den Anbau von Biogemüse und -obst zu fördern, damit die 
Ziele des Bio-Aktionsplanes zumindest etwas verstärkter erreicht werden. Angesichts der 
Tatsache, dass der PAN BIO aktuell nicht vorangetrieben wird (« Le financement du Plan 
d'action national de promotion de l'agriculture biologique « PAN-Bio 2025 » passera quant à 
lui de 1 à 1,3 million d’euros ») stellt das aktuelle Gesetzprojekt ein Affront an die 
Bemühungen gesunde und pestizidfreies Gemüse in Luxemburg zu produzieren dar. 

Einen wahren Mehrwert bringt eine Obst- und Gemüseproduktion in Luxemburg nur, wenn 
hierzulande Umwelt-Standards gelten und nicht blind die gleichen fragwürdigen großflächigen 
Produktionen wie in Holland oder Südspanien subventioniert werden – mit all ihren negativen 
ökologischen Folgen. Der Zustand unserer Umwelt ist schon zu prekär, siehe die Nitratüberschüsse 
und Pestizidrückstände in unseren Gewässern und dadurch nicht nutzbare Trinkwasserquellen, 
Biotope in einem schlechten Erhaltungszustand und immer längere Liste ausgestorbener Tier- und 
Pflanzenarten. Derartige Summen an Fördergeldern müssen ganz klar an Kriterien für das Wohl aller 
geknüpft werden, schließlich kommt der Steuerzahler ja dafür auf. 

Um eine unverhältnismäßige zusätzliche Belastung der Energieversorgung zu verhindern, sollten 
zudem sowohl die Energiequellen als auch die Auswahl der angebauten Sorten durchdacht sein – 



Gewächshäuser sollten dazu dienen, Anbauzeiten zu verlängern, aber nicht die Saisonalität 
komplett zu kippen. In dem Sinne sollte der besonders energieintensive Anbau von Kirschtomaten 
im Winter unterlassen werden, um nur dieses Beispiel zu nehmen.  

Nach Ansicht des Mouvement Ecologique sollten u.a. folgende ökologische Kriterien gelten 

o Anbauweise: Priorität für biologischen Anbau chemische Dünger und Pestizide 
vermeiden. 

o Sortenauswahl: Kulturpflanzen benutzen, die resistent gegenüber Schädlingen und 
Krankheiten sind sowie mit weniger Bewässerung auskommen. 

o Bodenschutz: Versiegelung reduzieren und Gemüseanbau im Boden bevorzugen.  
o Bewässerung: Regenwassernutzungskonzepte fördern, Trinkwassernutzung 

vermeiden. 
o Heizen: Photovoltaik, Anschluss an Wärmenetze oder Nutzung von Abwärme als 

Voraussetzung, Verzicht auf fossile Brennstoffe. 

 

Standortfragen und Interaktion mit sektoriellen Gesetzen klarer regeln  

• Standortkriterien werden zudem ebenfalls nicht im Gesetzesentwurf angeführt. Auch wenn 
das Naturschutzgesetz bestimmte Aspekte regelt: Weder die Interaktion mit dessen 
Bestimmungen, noch jene mit anderen gesetzlichen oder reglementarischen Vorgaben, 
werden erwähnt. Pestizideinsatz, (Trink-)Wasserverbrauch, Flächenversiegelung oder 
Bodengebundenheit des Anbaus innerhalb der Anlage werden ebenfalls nicht angeführt. 
 

• Ein weiterer kritischer Punkt ist zudem folgender: Es ist vorgesehen, nicht nur 
Gewächshäuser zu fördern. Im „commentaire des articles“ wird explizit angeführt, dass die 
Hilfe auch „pour les constructions nécessaires au stockage et au conditionnement des 
produits“ gilt. Werden diese nun auch als landwirtschaftliche Aktivitäten angesehen und sind 
sie somit in der Grünzone zulässig, was doch höchst problematisch sein könnte ? Insgesamt 
müsste je nach Versiegelungsgrad wohl eher eine Ansiedlung in einer Industriezone 
vorgesehen werden. 

 

Schlussfolgerungen 

Angesichts fehlender Vorgaben im Gesetzesprojekt zu wesentlichen Aspekten (Kriterien der 
Verteilung der Gelder, Grundvorgaben zum Anbau usw.) ist das Projekt sowohl aus juristischer als 
auch aus inhaltlicher Sicht nicht haltbar. 

 

Das Motto muss lauten:  

• Zusätzliche Fördergelder und Unterstützung auch für kleinere ggf. familiengebundene 
Projekte vorsehen, zulässige Maximalförderung reduzieren 

• Keine Willkür, sondern Fairness: Nachhaltigkeit der Projekte klar definiert für alle 
Antragsteller voraussetzen und als Selektrionskriterium festlegen 

• Gesetzesprojekt modifizieren um eine zukunftsfähige, umweltfreundliche Landwirtschaft 
fördern 



• Interaktion mit sektoriellen Gesetzen sicherstellen 
• Der Standortfrage mehr Gewicht verleihen  
• Nur in der Grünzone zulässige Bauten genehmigen. 

 
i https://legilux.public.lu/eli/dl/pl/2024/265 
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